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Guatemala: Demokratie auf dem Nährboden der Gewalt 
Zu den Perspektiven des Friedensprozesses  
unter der neuen Regierung Berger 
 
Anika Oettler 
 
Am 14. Januar 2004 wurde der konservative Unternehmer Oscar Berger als neuer guatemalteki-
scher Präsident vereidigt. Berger sprach in seiner Inauguralrede davon, dass das Wort „Kon-
frontation“ nunmehr der Vergangenheit angehöre und versprach „Einheit, Sicherheit, Gerechtig-
keit, Bildung und Gesundheit für alle“. Die vollmundigen und vagen Regierungsversprechen bie-
ten den Anlass, die politischen Kräfteverhältnisse in einem Land zu analysieren, das sich sieben 
Jahre nach dem Friedensschluss immer weiter vom anvisierten „festen und dauerhaften Frieden“ 
zu entfernen scheint. 
 
Der General und das Volk 
Seit der Rückkehr zur Demokratie Mitte der 
1980er Jahre hat die guatemaltekische Bevölke-
rung fünfmal einen Präsidenten gewählt: 1986 
Vinicio Cerezo (Democracia Cristiana, DC), 
1990 Jorge Serrano (Movimiento de Acción 
Solidaria, MAS), 1995 Álvaro Arzú (Partido 
de Avanzada Nacional, PAN), 1999 Alfonso 
Portillo (Frente Republicano Guatemalteco, 
FRG) und vor wenigen Wochen Oscar Berger 
(Parteienkoalition Gran Alianza Nacional, 
GANA). 
Bereits die Wahlen von 1999 waren von 
Spannungen und Debatten geprägt, die von den 
politischen Ambitionen des Generals Efraín 
Ríos Montt ausgelöst worden waren. Der Gene-
ral, der 1982 als Teil einer Militärjunta an die 
Macht gelangt war, gilt als Personifizierung des 
guatemaltekischen Staatsterrorismus. Unter 
seiner Regentschaft verfolgte das Militär die 
unter dem Begriff der „Politik der verbrannten 
Erde“ bekannt gewordene Aufstandsbekämp-
fungsstrategie, die im Wesentlichen in der 
Massakrierung der indigenen Hochlandbevöl-
kerung bestanden hatte. Die Kommission zur 
historischen Aufklärung (Comisión para el 
Esclarecimiento Histórico, CEH) kam 1999 zu 
dem Ergebnis, dass der guatemaltekische Staat 
zwischen 1981 und 1983 in einigen Regionen 
Guatemalas genozidale Praktiken angeordnet 
und ausgeübt hatte. Zum Ende der Regent-
schaft des Generals wurde die „Politik der ver-
brannten Erde“ von einer Aufstandsbekämp-
fungsstrategie abgelöst, die nicht mehr aus-
schließlich auf der Terrorisierung der Zivilbe-
völkerung beruhte, sondern zugleich die Men-
schen für den guatemaltekischen Staat zu ge-
winnen suchte: fusiles y frijoles (Gewehre und 
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Bohnen) und techo, tortilla y trabajo (Dach, 
Tortilla, Arbeit) hießen die neuen Devisen. 
General Efrain Ríos Montt, der sich bereits 
in den 1970er Jahren als Präsidentschaftskan-
didat der Christdemokraten hatte aufstellen 
lassen und Prediger der evangelikalen Kirche 
El Verbo ist, hatte auch in den 1990er Jahren 
den Traum, demokratisch legitimierter Präsi-
dent des Landes zu werden. Als 1999 der erste 
Präsident der guatemaltekischen Nachkriegs-
zeit gewählt wurde, verhinderten die guate-
maltekischen Gerichte eine Kandidatur des 
Generals. Somit trat Ríos Montt als starker 
Mann hinter dem Präsidentschaftskandidaten 
des FRG, Alfonso Portillo, auf und war wäh-
rend des Wahlkampfes vor allem im „Landes-
inneren“ eine treibende Kraft. Während der 
vergangenen Legislaturperiode war Ríos 
Montt gezwungen, sich mit dem Amt des 
Kongresspräsidenten zu bescheiden. In dieser 
Zeit vermochte er es jedoch nicht nur, seinen 
Kindern Enrique und Zury zu politischen und 
militärischen Schlüsselpositionen zu verhel-
fen, sondern insgesamt das Netz der Ríos-
monttistas zu stärken. Der Machtkampf zwi-
schen den beiden Flügeln im Regierungslager, 
den Anhängern Portillos und den Gefolgsleu-
ten des Generals, wurde im Verlaufe der letz-
ten vier Jahre zugunsten der letzteren ent-
schieden. Alfonso Portillo kündigte im Okto-
ber 2003 seinen Rückzug ins Private an (Pren-
sa Libre, 25.9.2003). 
Derweil hatte die Präsidentschaftskandida-
tur des Generals bereits Wogen der Entrüstung 
geschlagen. Am 29. Juli 2003 hatte das gua-
temaltekische Verfassungsgericht (Corte de 
Constitucionalidad, CC) die Entscheidung 
gefällt, dass die Kandidatur Ríos Montts zu-
lässig sei, und die Oberste Wahlbehörde (Tri-
bunal Supremo Electoral, TSE) angewiesen, 
den Kandidaten einzuschreiben. 
Wenige Tage zuvor, am 24. Juli, hatte ein 
gewalttätiger Mob in der Hauptstadt gewütet, 
der nur zu offensichtlich vom FRG angeheuert 
worden war. Der als der „schwarze Donners-
tag“ in die Geschichte des Wahlkampfes ein-
gegangene organisierte Aufruhr zeigte, wie 
schon die Entscheidung des Verfassungsge-
richtes, die Schwäche des guatemaltekischen 
Justizsystems. Die gewalttätigen Aktionen 
wurden strafrechtlich nicht verfolgt. 
Die Einschreibung Ríos Montts, die bei 
zwei früheren Gelegenheiten höchstinstanzlich 
mit dem Verweis auf den 186. Artikel der gua-
temaltekischen Verfassung, welcher die Kan-
didatur eines ehemaligen Putschisten explizit 
untersagt, abgelehnt worden war, wurde durch 
eine einfache Manipulation möglich: Im Ver-
laufe der letzten Legislaturperiode hatte Ríos 
Montt dafür gesorgt, dass ihm genehme Per-
sonen in das Verfassungsgericht gewählt wur-
den. 
Die Entscheidung über die Kandidatur Ríos 
Montts belegte die Abhängigkeit der Justiz 
und hatte damit eine Bedeutung, die weit über 
den Wahlkampf der letzten Monate hinaus-
geht: sie zeigte, wie wenig konsolidiert die 
guatemaltekische Demokratie 17 Jahre nach 
der „ersten Transition“ (der formalen Demo-
kratisierung) und sieben Jahre nach der „zwei-
ten Transition“ (der Unterzeichnung der Frie-
densverträge) ist. 
Der blockierte Reformprozess 
Als die guatemaltekische Regierung und die 
Guerilla URNG (Unidad Revolucionaria Na-
cional Guatemalteca) Ende 1996 den „festen 
und dauerhaften“ Frieden unterzeichneten, 
hatten sie ein Gesamtpaket von substanziellen 
Reformen vereinbart, das die Ursachen der 
bewaffneten Auseinandersetzung anzugehen 
versprach und dabei auf die demokratische 
Festigung aller staatlichen Institutionen zielte. 
Eine Bilanz der Umsetzung der Friedensver-
träge ist ernüchternd (vgl. Brennpunkt Latein-
amerika 06/2003). 
In den vergangenen Jahren hatte MINU-
GUA (Misión de las Naciones Unidas en Gua-
temala) immer wieder auf die mangelnden 
Fortschritte bei der Durchführung fundamen-
taler Reformen, wie der Bekämpfung der 
Straflosigkeit, der Stärkung des Justizsystems, 
der Demilitarisierung und der Stärkung der 
Zivilgewalt verwiesen. Was indes angesichts 
der Erleichterung über das Scheitern Ríos 
Montts bei den jüngsten Wahlen leicht über-
sehen wurde, war die Tatsache, dass MINU-
GUA die Verlangsamung des Friedensprozes-
ses bereits während der Amtszeit von Álvaro 
Arzú konstatiert hatte. Die Regierung Álvaro 
Arzú wurde vom reformorientierten militäri-
schen Flügel der „Institutionalisten“ und von 
einem sich als „modern“ verstehenden Teil der 
ökonomischen Elite getragen, die in der Wei-
terführung der bewaffneten Auseinanderset-
zung eine bedeutende und unzeitgemäße Hür-
de für die wirtschaftliche Entwicklung des 
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Landes sahen. Vor diesem Hintergrund brach-
te Álvaro Arzú den Verhandlungsprozess 
1996 zu einem Ende. Unter den Augen der 
Weltöffentlichkeit und der Vereinten Nationen 
war ein Reformpaket vereinbart worden, wel-
ches, wie bereits angedeutet, die Grundlagen 
für eine „neue Nation“ legen sollte. Die „mo-
dernen“ Eliten hatten zwar die Unterzeich-
nung des Waffenstillstandes und die Demobi-
lisierung der Guerilla nachdrücklich begrüßt, 
doch war ein tiefgreifender Reformwille nicht 
vorhanden; der Friedensprozess drohte seit-
dem ständig an der Reformresistenz der mili-
tärischen und wirtschaftlichen Eliten zu schei-
tern. So verwies die Überwachungsmission 
der Vereinten Nationen auch in ihrem jüngsten 
Bericht zur Umsetzung der Friedensabkom-
men auf die Schwierigkeiten bei der Erhöhung 
der Staatseinnahmen: „Responsibility for the 
low revenues was not the Government’s alone; 
the organized private sector maintained its 
stiff resistance to tax increases“ (MINUGUA 
2003: 12). Mit der Reformresistenz der öko-
nomischen Elite ist ein strukturelles Problem 
benannt, welches auch in der kommenden Le-
gislaturperiode fortwirken wird. Mit Oscar 
Berger haben vor allem auch die Teile der 
wirtschaftlichen und militärischen Eliten einen 
Vertreter gefunden, die an der Nicht-
Umsetzung der Reformen im Agrarsektor 
(Landfonds, Wiederansiedelung der vertriebe-
nen Bevölkerung) ein vitales Interesse haben. 
Die Präsidentschaftswahlen 
Der erste Wahlgang am 9. November 2003 
war eine Abstimmung über den General. Im 
Vorfeld hatte dessen Partei, der FRG, ver-
sucht, vor allem ihre Basis im „Landesinne-
ren“ zu mobilisieren. Besorgniserregend war 
dabei insbesondere die Wiederbelebung der in 
den 1980er Jahren geschaffenen lokalen Re-
pressionsstrukturen. Bereits im Sommer 2002 
hatten sich Mitglieder der ehemaligen „Zivilen 
Selbstverteidigungspatrouillen“ (Patrulla de 
Autodefensa Civil, PAC) reorganisiert, um von 
der Regierung Entschädigungen für ihre 
Dienste einzufordern. Die Regierung war die-
ser Forderung schnell nachgekommen und 
hatte noch im vergangenen Jahr Eurobonds in 
Höhe von US$ 700 Mio. auf den internationa-
len Finanzmärkten lanciert. Die schließlich 
eingenommen US$ 300 Mio. wurden größten-
teils in den staatlichen Schuldendienst, in 
Bankreserven und in ein Düngemittelpro-
gramm investiert. Und in die Kompensations-
zahlungen für die Mitglieder der „Zivilen 
Selbstverteidigungspatrouillen“, die sich in die 
Listen eingetragen hatten, die vielerorts in den 
lokalen Büros der Regierungspartei auslagen. 
Das bereits 1999 von der Wahrheitskommissi-
on empfohlene „Nationale Entschädigungs-
programm“, welches auch den (direkten) Op-
fern der bewaffneten Auseinandersetzung zu-
gute käme, ist Mitte des Jahres mit der Einset-
zung einer Vorbereitungskommission wieder 
Gegenstand der politischen Agenda geworden. 
Es besteht allerdings bis dato lediglich auf 
dem Papier. Mit der faktischen Anerkennung 
der reorganisierten PAC hatte die Regierung 
dem gesamten Prozess der Aufarbeitung der 
blutigen Vergangenheit einen schweren 
Schlag versetzt. Im September 2003 etwa 
sprach Portillo vor 7000 PAC-Mitgliedern im 
Petén: „Für mich sind die Ex-PAC Helden, 
weil sie das Vaterland gerettet haben und dazu 
beigetragen haben, die Freiheit zu schaffen.“ 
(zit. nach Prensa Libre, 28.9.2003) Mit sol-
chen Äußerungen wurde im Vorfeld der Präsi-
dentschaftswahlen der militärische Diskurs der 
Aufstandsbekämpfung, der durch die Bemü-
hungen der Wahrheitskommission und des 
kirchlichen Projektes REMHI in Frage gestellt 
worden war, neuerlich gestärkt und damit eine 
Atmosphäre der Einschüchterung und der 
Angst verdichtet, die sich nach dem Friedens-
schluss in vielen Gemeinden nie verflüchtigt 
hatte. Die Wahlkampfzeit war in vielen Regi-
onen Guatemalas geprägt von der anhaltenden 
Bedrohung (und auch Ermordung) von Men-
schenrechtsaktivisten, Bauernführern und Lo-
kalpolitikern einerseits und von dem kaum 
verdeckten Stimmenkauf durch den FRG an-
dererseits, der seinen Anhängern Entschädi-
gungszahlungen und Düngemittel anbot.  
Auch in der Hauptstadt konzentrierte sich 
der Wahlkampf auf den FRG. Der drohende 
Wahlsieg des Generals, der seine Macht mit 
allen Mitteln sichern zu wollen schien, hatte 
einem der Gegenkandidaten, Oscar Berger, zu 
einer breiten Unterstützung verholfen. Ange-
sichts des herannahenden Unheils begannen 
auch große Sektoren der „linken“ Zivilgesell-
schaft, die Kandidatur des Unternehmers und 
ehemaligen PAN-Bürgermeisters Berger zu 
unterstützen. 
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Tabelle 1: Präsidentschaftswahlen 
1. Wahlgang (9.11.2003) 
Präsidentschaftswahlen 
Oscar Berger (GANA) 34% 
Álvaro Colom (UNE) 26% 
Efraín Ríos Montt (FRG) 19% 
Leonel Lopez Rodas (PAN) 8% 
Fritz García Gallont (PU) 3% 
Rodrigo Asturias (URNG) 2,5% 
Kongresswahlen (Abgeordnetensitze) 
GANA (Gran Alianza Nacional) Par-
tido Patriota-Movimiento Reforma-
dor-Partido Solidaridad Nacional 
47 
FRG  
(Frente Republicano Guatemalteco) 43 
UNE  
(Unidad Nacional de la Esperanza) 32 
PAN  
(Partido de Avanzada Nacional) 17 
ANN (Alianza Nueva Nación) 6 
PU (Partido Unionista) 7 
URNG (Unidad Revolucionaria  
Nacional Guatemalteca) 2 
UD (Unión Democrática) 1 
DIA (Partido DIA) 1 
DCG (Democracia Cristiana  
Guatemalteca) 1 
Bürgermeisterwahlen 
FRG 114 
GANA  59 
UNE 33 
PAN 27 
Comités Cívicos 24 
PU 10 
DC 5 
URNG 7 
UD 4 
DIA 4 
ANN 1 
Quelle:  Tribunal Supremo Electoral, Inforpress Cen-
 troamericana. 
Das kleinere Übel? 
Der erste Wahlgang, an dem sich 60% der 
Wahlberechtigten beteiligten, brachte eine 
klare Niederlage für den General, der trotz der 
oben skizzierten Wahlkampftaktik gerade 
einmal 19% der Stimmen für sich verbuchen 
konnte. Dabei war nicht nur die Tatsache 
wahlentscheidend, dass mit Efraín Ríos Montt 
die demokratische Kultur des Landes zur 
Wahl gestanden hat. Auch hatte die bisherige 
Regierungspraxis des FRG, die vor allem von 
Korruption und der Unfähigkeit, Sicherheit zu 
gewährleisten, geprägt war, die Bevölkerung 
gegen den General aufgebracht. 
Damit kamen Oscar Berger als der rechtere 
Kandidat und Álvaro Colom als der linkere 
Kandidat in die Stichwahl. Die anschließende 
Wahlkampfphase zeichnete sich durch die 
weitgehende Abwesenheit von politischer 
Programmatik aus. Während Berger die neu 
gewählten Bürgermeister für sich zu gewinnen 
suchte, demonstrierte Colom den Schulter-
schluss mit der „linken“ Zivilgesellschaft. 
Beide Kandidaten versuchten, die politischen 
Intentionen des anderen zu diskreditieren, und 
vermieden dabei eine klare politische Linie. 
Symptomatisch war der Umgang mit dem 
Problem der Entschädigungszahlungen an die 
Mitglieder der PAC. Bis zum ersten Wahlgang 
hatten ca. 250.000 PAC-Mitglieder 1.750 
Quetzal (von versprochenen 5.250 Quetzal) 
erhalten, und es war offensichtlich, dass die 
Gruppe der Entschädigungsempfänger und 
ihrer Familien wahlentscheidend sein könnte.  
Oscar Berger, der 1999 als Kandidat des PAN 
in die zweite Runde der Präsidentschaftswah-
len gekommen war, hatte im Vorfeld der Wah-
len deklariert, dass er mit den Zahlungen nicht 
einverstanden sei, sie jedoch als Regierungs-
verpflichtung seines Vorgängers weiterführen 
werde. Álvaro Colom, der 1999 für die Gueril-
la-Nachfolgepartei URNG kandidiert hatte, 
verkündete noch vor dem ersten Wahlgang, 
dass er die Zahlungen ablehne und das Geld 
deshalb in ländliche Entwicklungsprojekte 
investieren werde. Bereits wenige Tage nach 
der Bekanntgabe der Wahlergebnisse ließ Co-
lom indes bereits ein Einlenken signalisieren.  
Die Haltung beider Präsidentschaftskandida-
ten ließ befürchten, dass sie sich dem Druck der 
Verhältnisse beugen und dem Geist der Frie-
densverträge nicht als moralischem Imperativ 
ihrer Regierungspraxis folgen würden. 
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Wie im Vorfeld von allen Meinungsfor-
schungsinstituten und von der Berger-nahen 
Presse prognostiziert, ging Oscar Berger aus 
der zweiten Runde der Präsidentschaftswahlen 
am 28. Dezember 2003 – mit 54% der Stim-
men – als Sieger hervor. An der Wahl inmitten 
der Weihnachtsferien hatten sich 44% der 
Wahlberechtigten beteiligt. 
In seiner Inauguralrede präsentierte der 
neue Präsident ein Regierungsprogramm, das 
vage die drängendsten Probleme des Landes 
benannte und im Wesentlichen auf zwei Säu-
len beruhte: 
• Wirtschaftspolitisch stellte Berger die 
Schaffung eines investitionsfreundlichen 
Klimas, die Belebung der Wirtschaft, die 
Schaffung von Arbeitsplätzen – und damit 
auch den Rückgang der Kriminalität – in 
Aussicht. In ihrem aktuellen Bericht zur 
wirtschaftlichen Entwicklung Guatemalas 
hatte die Comisión Económica para Amé-
rica Latina (CEPAL) betont, dass das 
niedrige Investitionsniveau und die Situa-
tion auf dem Arbeitsmarkt besorgniserre-
gend seien. Tatsächlich hatte die Regie-
rung Portillo – konfrontiert nicht nur mit 
Dürre und Kaffeekrise, sondern auch mit 
der Steuerresistenz der Wirtschaftsverbän-
de – keinen wirtschaftspolitischen Elan 
erkennen lassen. Mit der Wahl Bergers 
änderte sich die Situation schlagartig: Hat-
ten vor den Wahlen lediglich 40% der 
vom Sozialforschungsinstitut ASIES be-
fragten Unternehmer für 2004 eine Ver-
besserung ihrer wirtschaftlichen Situation 
prognostiziert, so waren es kurz nach den 
Wahlen bereits 70% (vgl. Inforpress Cen-
troamericana, 9.1.2004). Die Erwartungs-
haltung der Unternehmer wurde nicht nur 
durch die Regierungsversprechen gestärkt, 
sondern vor allem durch die Personalpolitik 
des Präsidenten, der eine Reihe von Ge-
schäftsleuten in sein Kabinett berief. 
• Als zweite Säule seines Regierungspro-
gramms stellte Berger die Bekämpfung 
von Korruption und Straflosigkeit in Aus-
sicht. Damit suchte er sich zunächst ein-
mal deutlich von der Regierungspraxis 
seines Amtsvorgängers abzusetzen. Die 
Regierung Portillo war in einer Anfang 
Januar durchgeführten Umfrage von 
70,4% der Befragten als die schlechteste 
und korrupteste demokratische Regierung 
eingestuft worden (vgl. Prensa Libre, 
13.1.2004). Wenngleich dieses Ergebnis 
angesichts der Tatsache, dass demokrati-
sche Regierungsformen in der guatemalte-
kischen Geschichte außerordentlich spär-
lich gesät sind, von nur begrenztem Aus-
sagewert ist, zeigt es doch die breite Ab-
lehnung der Regierung Portillo. Als Ber-
ger bei seiner Amtseinführung Korruption 
und Straflosigkeit zu bekämpfen ver-
sprach, reagierte er damit einerseits auf die 
politischen Skandale der vergangenen Jah-
re, die u.a. von illegalen Geldtransfers auf 
panamaische Konten ausgelöst worden 
waren. Andererseits thematisierte er damit 
das Hauptproblem der guatemaltekischen 
Nachkriegszeit, die Unsicherheit. Nach 
dem Friedensschluss 1996 hatte der explo-
sionsartige Anstieg der Kriminalität ein 
Klima der Angst geschaffen, das den All-
tag der Guatemalteken dominiert. Wäh-
rend die Mittelschichten sich zunehmend 
in umzäunte und bewachte Vorortsiedlun-
gen zurückzogen, oszillierte die Reaktion 
der Armen zwischen Wehrlosigkeit und 
der kommunitären Selbstjustiz. Der 
sprunghafte Anstieg der Lynchjustiz imp-
lizierte dabei ein weiteres Moment der 
Unsicherheit, da in vielen Fällen politische 
und persönliche Motive von Mitgliedern 
der ehemaligen PAC hinter der brutalen 
Massendynamik standen. Insgesamt wurde 
sowohl die Verübung krimineller Taten 
wie Raub, Entführung und Mord, als auch 
die in den vergangenen Jahren angestiege-
ne selektive politische Repression, von der 
weitreichenden Straflosigkeit erleichtert.  
Das neue Kabinett 
Das Regierungsprogramm fand seine Entspre-
chung in der Zusammensetzung des Kabinetts. 
Am 7. Januar stellte Berger seine Regierung 
vor, die aus 13 Ministern, acht Sonderbeauf-
tragten und zehn Staatssekretären bestehen 
sollte (die Bildungsministerin und der Vorsit-
zende des Sekretariats für Strategische Analy-
sen wurden erst später benannt). 
In einem Land, in dem persönliche Netz-
werke von jeher entscheidender für die Regie-
rungspraxis waren als Parteiprogramme, kam 
der Ernennung der Ministerriege eine funda-
mentale Bedeutung für die politische Zielset-
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zung der Regierung Berger zu. Das neue Ka-
binett zeigt, dass Berger vor allem Repräsen-
tant des Agrarunternehmersektors ist: mit Jor-
ge Briz (Ex-Präsident der Handelskammer), 
Marcio Cuevas (Präsident der Vereinigung 
nicht-traditioneller Agrarexporteure Agex-
pront), Álvaro Aguilar (Unternehmer aus der 
Agroindustrie) und María del Cid (ehemals 
Ökonomin beim IWF) wurden die Schlüssel-
ministerien des Äußeren, der Wirtschaft, der 
Finanzen und der Landwirtschaft offen mit 
Vertretern dieses Wirtschaftssektors besetzt. 
Damit wurde eine Wirtschaftspolitik vorge-
zeichnet, die auf der Unterstützung der Frei-
handelsabkommen (Central America Free 
Trade Agreement, CAFTA) und der gleichzei-
tigen Förderung der einheimischen Agrarin-
dustrie beruhen wird. 
Tabelle 2: Das Kabinett 
1. Minister 
Außen Jorge Briz  
Wirtschaft Marcio Cuevas  
Finanzen María del Cid 
Verteidigung César Augusto Méndez 
Landwirtschaft Álvaro Aguilar 
Kommunikation Eduardo Castillo 
Umwelt Mario Dary 
Kultur und Sport Manuel Salazar Tetzagüic 
Energie Roberto González 
Gobernación Arturo Soto 
Gesundheit Marco Tulio Sosa 
Arbeit und Soziales Jorge Lewis 
Bildung María del Carmen Aceña 
2. Sonderbeauftragte (comisionados) 
Sicherheit und Verteidigung Otto Pérez Molina 
Modernisierung des Staates Harris Whitbeck 
Investition und Wettbewerb Miguel Fernández 
Politische Reformen Mario Fuentes Destarac 
Megaprojekte und Fondo de Inversión Social (FIS) Luis Flores Asturias 
Lokale Entwicklung Rodolfo Paiz Andrade 
Tourismus Willy Kaltschmitt 
Umsetzung des Regierungsprogramms Richard Aitkenhead 
3. Staatssekretäre 
Privates Alfredo Vila 
Koordination  Eduardo González 
Präsidiale Menschenrechtskommission (COPREDEH) Frank La Rue 
Nationaler Wissenschafts- und Technikrat (CONCYT) Héctor Centeno 
Planung (SEGEPLAN) Hugo Beteta 
Verwaltung und Sicherheit Juan Carlos Leal 
Soziale Kommunikation Rosa María de Frade 
Frieden (SEPAZ) Victor Montejo 
Generalsekretär Jorge Arroyave 
Strategische Analysen (SAE) Gustavo Porras Castejón 
Quellen: Prensa Libre, SAE. 
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Mit der Besetzung einiger Ministerposten 
wurde ferner die parteipolitische Klientel Ber-
gers bedient. So wurden mit Marco Tulio Sosa 
(Gesundheitsminister) und Gustavo Porras 
(Vorsitzender des Sekretariats für strategische 
Analysen) Politiker berufen, die bereits unter 
der Regierung Arzú wichtige Regierungspos-
ten bekleidet hatten. Jorge Gallardo, der als 
Vorsitzender des Partido Solidaridad Nacio-
nal die Kandidatur Bergers unterstützt hatte, 
erhielt den Posten des Arbeitsministers. 
Obwohl Berger in den vergangenen Wo-
chen immer wieder betont hat, dass er den 
Friedensprozess wieder ankurbeln und dabei 
auch die Zivilgewalt stärken werde, lässt die 
Besetzung der sicherheitspolitischen Schlüs-
selpositionen einige Zweifel aufkommen. Der 
Posten des Verteidigungsministers wurde 
nicht an einen Zivilisten vergeben, sondern an 
einen General: César Augusto Méndez. Dieser 
hatte in seiner bisherigen 28-jährigen Dienst-
zeit u.a. im Generalstab der Nationalen Ver-
teidigung (Dirección de Inteligencia del Esta-
do Mayor de la Defensa) gedient und gilt als 
Vertrauter von General (a. D.) Otto Pérez Mo-
lina. Als Vorsitzender der Patriotischen Partei 
(Partido Patriota, PP) hatte letzterer sich der 
Parteienallianz GANA und damit dem Präsi-
dentschaftskandidaten angeschlossen. Nach 
dem Wahlsieg Bergers wurde er zum Sicher-
heitsbeauftragten der Regierung ernannt. 
Militarisierung der Politik 
Das guatemaltekische Militär war als effizien-
teste staatliche Institution ein entscheidender 
Akteur im Prozess der demokratischen Öff-
nung, die bereits in den frühen 1980er Jahren 
angedacht worden war. Bis weit in die 1990er 
Jahre hinein war das guatemaltekische Militär 
in zwei Flügel gespalten. Während die „Insti-
tutionalisten“ die Zeichen der Zeit erkannten 
und den Demokratisierungsprozess – bei 
gleichzeitiger Wahrung ihrer institutionellen 
Interessen – beförderten, sperrte sich die 
„Bruderschaft“ (Cofradía) gegen die Be-
schneidung der Macht des Militärs. Die Akti-
vitäten der Cofradía, die von der bisherigen 
Praxis der Aufstandsbekämpfung nicht Ab-
stand nehmen wollte, hatten noch in den 
1990er Jahren mehrmals den Demokratisie-
rungsprozess und den Fortgang der Friedens-
verhandlungen ernsthaft bedroht. Dieser Flü-
gel des Militärs, den ideologischen Schablo-
nen des Kalten Krieges verhaftet, scheint in 
der Gegenwart keine bedeutende Rolle mehr 
zu spielen: es ist eher der Mythos, der fortlebt. 
Mit den Institutionalisten hat sich somit 
langfristig der Flügel durchgesetzt, der es 
vermocht hatte, das Militär den Herausforde-
rungen des 21. Jh. anzupassen und vor dem 
Hintergrund eines umfassenden Bedrohungs-
szenarios die starke Stellung des Militärs in 
der Demokratie zu erhalten. Obwohl es in den 
vergangenen Jahren ein unübersichtliches Ge-
rangel um Machtpositionen innerhalb des Mi-
litärs gegeben hatte, blieb die Institution als 
solche weitgehend unangetastet. Deutliche 
Zeichen waren die steigende und oft erst nach-
trägliche Budgetierung des Militärs sowie die 
Resistenz geheimdienstlicher Strukturen ge-
gen ihre Schließung oder Reduzierung. 
Doch nicht nur die Macht der militärischen 
Institution blieb unangetastet. Zu einem immer 
größeren Problem wurden in den vergangenen 
Jahren die Verflechtungen zwischen Militär-
angehörigen, Politikern und der organisierten 
Kriminalität, den sogenannten „klandestinen 
Gruppen“. In dem bereits an anderer Stelle 
skizzierten Klima der Straflosigkeit konnte 
sich damit eine extralegale Machtstruktur fes-
tigen, die sich in einem signifikanten Maße 
aus staatlichen Institutionen speist. 
Eine besondere Rolle bei der informellen 
Remilitarisierung der guatemaltekischen Poli-
tik spielen schließlich die Generäle, die zent-
rale Funktionen während des Bürgerkrieges 
ausgeübt haben und mittlerweile im Ruhe-
stand sind. In den letzten Monaten machte vor 
allem die Vereinigung der pensionierten Mili-
tärangehörigen (Asociación de Veteranos Mili-
tares de Guatemala, AVEMILGUA) auf sich 
aufmerksam. Die Aktivitäten von AVEMIL-
GUA beschränken sich nicht nur darauf, die 
nach der Veröffentlichung der Untersuchungs-
ergebnisse der Wahrheitskommission CEH 
und des kirchlichen Projektes zur Wiederan-
eignung der historischen Erinnerung (Recupe-
ración de la Memoria Histórica, REMHI) 
„befleckte“ Ehre des Militärs wiederherzustel-
len oder Militärangehörige politisch, juristisch 
und finanziell zu unterstützen, die aufgrund 
von schweren Menschenrechtsverletzungen 
angeklagt sind. Die Strategie der Veteranenor-
ganisation zielt auf die Festigung der militäri-
schen Macht auf zwei Ebenen: Einerseits wird 
versucht, über die Besetzung staatlicher Funk-
tionen mit (ehemaligen) Militärangehörigen 
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Einfluss auf die nationale Politikgestaltung zu 
nehmen, und andererseits bemüht sich AVE-
MILGUA erfolgreich um die Restaurierung 
der militärischen Macht im Landesinneren. Im 
Prozess der Reorganisierung der „Zivilen 
Selbstverteidigungspatrouillen“ (PAC), die in 
den 1980er Jahren als verlängerter Arm des 
Militärs eingerichtet worden waren, hatte 
AVEMILGUA eine Schlüsselfunktion. Lokale 
Vertreter der PAC waren nachweislich in die 
Hauptstadt gereist, wo sie von AVEMILGUA 
hinsichtlich des weiteren Vorgehens in der 
Entschädigungsfrage Instruktionen erhalten 
hatten. 
General Otto Pérez Molina vertritt eine po-
litische Linie, die sich von der der organisier-
ten Veteranen deutlich absetzt. Otto Pérez 
Molina – in den 1990er Jahren Chef des be-
rüchtigten Estado Mayor Presidencial (EMP) 
– war einer der militärischen Protagonisten der 
demokratischen Öffnung und versuchte, nach 
der Beendigung der bewaffneten Auseinander-
setzung über das Vehikel der Parteipolitik Ein-
fluss zu nehmen. In seinen jüngsten Verlaut-
barungen unterstrich Pérez Molina seine Un-
terstützung für die Friedensabkommen und 
stellte die Reduzierung des Militärs und die 
Stärkung der zivilen Nationalpolizei in Aus-
sicht. Insbesondere verwehrte er sich gegen 
den Einsatz des für die äußere Sicherheit zu-
ständigen Militärs im Bereich der Kriminali-
tätsbekämpfung. 
In ihrer Eigenschaft als Vertreter eines 
stringenten Institutionalismus stehen Otto Pé-
rez Molina und César Augusto Méndez für 
eine militärpolitische Ausrichtung der Regie-
rungspolitik, die auf die Modernisierung des 
Militärs in der globalisierten Welt des 21. Jh. 
setzt. Zu bezweifeln ist allerdings, dass die 
Besetzung sicherheitspolitischer Schlüsselpo-
sitionen mit Militärs einer Remilitarisierung 
des Politikstils entgegenwirken und eine Auf-
weichung des militärischen Korpsgeistes be-
fördern kann. Ein in dieser Hinsicht bedrohli-
ches Zeichen ist die am 11. Februar angekün-
digte Wiederauflage des Plan Maya-Jaguar, 
der einen gemeinsamen Einsatz von US-
Truppen und guatemaltekischen Militäreinhei-
ten bei der Drogenbekämpfung vorsieht. 
Die Regierungsbildung und die Erosion  
der (kritischen) Zivilgesellschaft 
Das hybride Kabinett aus Unternehmern, Po-
litikern der Parteienallianz GANA und Mili-
tärs wurde durch die Einbeziehung der Zivil-
gesellschaft vervollständigt. Die Tatsache, 
dass in der pigmentokratischen und patriar-
chalen guatemaltekischen Gesellschaft Frau-
en und indígenas nie den ersten Rang einge-
nommen haben, spiegelte sich auch in der 
Zusammensetzung des neuen Kabinetts, dem 
lediglich zwei Frauen angehören. Zwei Pos-
ten wurden an indígenas vergeben: der indi-
gene Anthropologe Victor Montejo wurde 
zum Vorsitzenden des Friedenssekretariats 
ernannt, und der Intellektuelle Manuel Sala-
zar Tetzagüic zum Minister für Sport und 
Kultur. Die Vorgängerin des letzteren, Otilia 
Lux de Cotí, hatte offenbar so wenig bewirkt, 
dass sie noch nicht einmal der Umbenennung 
ihres Hauses in „Ministerium für Kulturen“ 
Dauerhaftigkeit hatte verleihen können. 
Zwei weitere Besetzungen sorgten indes 
für mehr Aufsehen. Oscar Berger hatte ers-
tens Frank La Rue für den Vorsitz der präsi-
dialen Menschenrechtskommission (Comi-
sión Presidencial Coordinadora de la Políti-
ca del Ejecutivo en Materia de Derechos 
Humanos, COPREDEH) gewinnen können. 
Frank La Rue hatte in den 1990er Jahren das 
Centro para la Acción Legal en Derechos 
Humanos (CALDH) gegründet, welches vor 
allem versucht, Fälle von Menschenrechts-
verletzungen vor den Interamerikanischen 
Menschenrechtsgerichtshof zu bringen. Mit 
Frank La Rue wurde einer der wenigen auch 
international renommierten Protagonisten der 
Menschenrechtsbewegung in das Projekt ei-
ner rechtskonservativen Regierung integriert. 
Der neue Präsident des Landes konnte das 
Regierungsversprechen zur Stärkung des 
Friedensprozesses durch eine zweite – sym-
bolische – Besetzung untermauern: Rigoberta 
Menchú, Friedensnobelpreisträgerin von 
1992 und selbsternannte Vertreterin der 
Frauen und indígenas Lateinamerikas, nahm 
das Amt der „Botschafterin des guten Wil-
lens“ an. 
Die Einbeziehung zweier prominenter 
Vertreter der guatemaltekischen Zivilgesell-
schaft hat eine ambivalente Bedeutung. Ei-
nerseits impliziert sie die Möglichkeit zur 
Stärkung des Menschenrechtsregimes und zur 
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Durchführung von Projekten zur Aufarbei-
tung vergangener und gegenwärtiger Verbre-
chen. Andererseits ist nicht zu übersehen, 
dass die (regierungskritische) Zivilgesell-
schaft durch die Kooptierung von zwei ihrer 
bedeutendsten Protagonisten empfindlich 
getroffen werden wird. Einerseits macht das 
starke Gewicht des Unternehmersektors in 
der Regierung Berger die Umsetzung sub-
stanzieller Friedensabkommen unwahrschein-
lich, andererseits hat die Integration von 
Frauen, indígenas und Menschenrechtsakti-
visten sowohl für die nationale Politik als 
auch für die Außendarstellung des organisier-
ten Unternehmersektors (CACIF, Anacafé) 
eine vorwiegend ornamentale Funktion. Es 
steht zu befürchten, dass Montejo, Salazar 
Tetzagüic, La Rue und Menchú angesichts 
der politischen Kräfteverhältnisse wenig be-
wirken können. Damit tragen sie zur Schwä-
chung einer ohnehin schwachen Zivilgesell-
schaft bei. Im Gegensatz zu El Salvador, wo 
einzig das harte Vorgehen gegen Jugendban-
den (maras) einen Wahlsieg der Guerilla-
Nachfolgepartei Frente Farabundo Marti 
para la Liberación Nacional (FMLN) zu ver-
hindern scheint, wird die Schwäche der (lin-
ken) Zivilgesellschaft in Guatemala nicht 
durch die Stärke einer linken Partei ausgegli-
chen. Die Alianza Nueva Nación (ANN) und 
die Unidad Revolucionaria Nacional Guate-
malteca (URNG) sind im neuen Kongress 
lediglich mit 6 bzw. 2 Abgeordneten vertre-
ten. Das relativ starke Ergebnis der ANN ist 
dabei in erster Linie auf die überzeugende 
Oppositionsarbeit von Nineth Montenegro 
während der letzten Legislaturperiode zu-
rückzuführen – auch im Falle der Linken sind 
Personen und nicht Programme wahlent-
scheidend. 
Aussichten auf den Reformprozess 
Die Lebenswelt der guatemaltekischen Be-
völkerung ist überschattet von der Unsicher-
heit. Am 10. Februar 2004 hatte die UN-
Sonderberichterstatterin Yakin Ertürk bei 
einem Besuch in Guatemala darauf hingewie-
sen, dass das Ausmaß der Gewalt gegen 
Frauen in Guatemala – auch im Vergleich mit 
Mexiko und El Salvador – alarmierend sei. 
Guatemaltekische Frauenorganisationen hat-
ten in den vergangenen drei Jahren 1101 
Morde an Frauen registriert. In den 300 
Mordfällen an Frauen, die 2003 bekannt ge-
worden sind, wurden lediglich in zwei Fällen 
die Tatverdächtigen verhaftet. Im Falle der 
50 Morde, die 2003 bei Busüberfällen began-
gen wurden, wurde keine einzige Verhaftung 
vorgenommen. Insgesamt werden in Guate-
mala etwa 95% aller Delikte strafrechtlich 
nicht verfolgt. Es bleibt abzuwarten, wie die 
neue Regierung dem Problem begegnen wird. 
Berger hatte angekündigt, die Polizei zu stär-
ken und über eine Ankurbelung der Wirt-
schaft die Kriminalitätsrate zu senken. Ange-
sichts der – vor allem auch politischen – Er-
folge der Regierung Flores in El Salvador 
und der ungemindert starken Position des 
Militärs im eigenen Land stellt sich die Fra-
ge, wie lange Berger die angekündigte Linie 
durchhalten wird und wann er sich genötigt 
sieht, auf die Politik der „starken Hand“ zu-
rückzugreifen. 
Gouvernanz 
Unter dem Gespann Portillo und Ríos Montt 
konnten sich in den vergangenen Jahren die 
Netze extralegaler Machtstrukturen verdich-
ten, konnte ein Geflecht aus Militärangehöri-
gen, Politikern und organisierter Kriminalität 
weitgehend ungehindert agieren und konnte 
die militärische Macht im Landesinneren res-
tauriert werden. Damit wurde die Reichweite 
einer demokratischen Regierung zunächst 
verkürzt.  
In den kommenden Monaten wird sich 
herausstellen, ob das Vorhaben zur Einset-
zung einer Kommission zur Aufklärung von 
Verbrechen „paralleler Gruppen“ und „ge-
heimer Sicherheitsapparate“ (CICIACS, Co-
misión de Investigación de los Cuerpos Ilega-
les y Aparatos Clandestinos de Seguridad) 
umgesetzt werden wird. Die Einsetzung die-
ser Kommission wurde bereits 2002 von gua-
temaltekischen und internationalen Men-
schenrechtsorganisationen eingefordert. Der 
Unterzeichnung eines entsprechenden Ab-
kommens zwischen dem guatemaltekischen 
Menschenrechtsprokurator und der Regierung 
im März 2003 folgte im Januar diesen Jahres 
ein zweites Abkommen, welches vom UN-
Vertreter Kieran Prendergast und vom noch 
amtierenden Außenminister Edgar Gutiérrez 
unterzeichnet wurde. Darin wurde die Einset-
zung einer Kommission zur Untersuchung 
des Netzes aus Militärangehörigen, Politikern 
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und organisierter Kriminalität, das erheblich 
zu Unsicherheit und aufkeimender Repressi-
on beigetragen hatte, vereinbart. Diese 
Kommission soll sich nicht nur auf die Do-
kumentation von Strukturen beschränken, 
sondern die strafrechtliche Verfolgung der 
involvierten Personen vorbereiten. An der 
Frage der Einrichtung der CICIACS wird 
sich erweisen, ob die von Berger in Aussicht 
gestellte Wiederankurbelung des Friedens-
prozesses mehr als Rhetorik ist. 
Während die Alltagskriminalität und die 
klandestinen Netzwerke der Repression fast 
übergroße Herausforderungen an die Gou-
vernanz darstellen, stellt sich die Frage der 
Regierungsfähigkeit noch an anderer Stelle. 
Mitte Januar konnten sich die Parteien GA-
NA, PAN und UNE (Unidad Nacional de la 
Esperanza) auf eine Zusammenarbeit im 
Kongress verständigen und damit zunächst 
die Regierungsfähigkeit sicherstellen. Die 
Geschichte der vergangenen Legislaturperio-
den zeigt jedoch, dass die Fraktionen im 
Kongress außerordentlich instabil sind. Bis 
dato haben bereits zehn Abgeordnete ihre 
Parteien verlassen und sich als unabhängig 
deklariert: 3 Abgeordnete des FRG, 2 der 
UNE, 3 des PAN und 2 der ANN. 
Nationale Politik und lokale 
Lebenswirklichkeit 
Die freie Entfaltung von Korruption, Unsi-
cherheit, Straflosigkeit und Kriminalität hatte 
Guatemala unter Portillo an den Rand der 
Unregierbarkeit geführt – eine Situation, die 
vor allem auch die mit dem PAN verbunde-
nen Wirtschaftssektoren erbost hatte. Vor 
diesem Hintergrund steht zu erwarten, dass 
Berger versuchen wird, sich mit dem in Aus-
sicht gestellten Programm zur wirtschaftli-
chen Entwicklung und der Bekämpfung von 
Korruption und Straflosigkeit zu profilieren. 
Gleichwohl gilt dies mehr für die Ebene der 
nationalen Politik als für die Realität in wei-
ten Teilen Guatemalas. 1999 hatte die Wahr-
heitskommission (CEH), die auch die Rolle 
der Unternehmer als Profiteure des Terrors 
und als Akteure der bewaffneten Auseinan-
dersetzung unterstrichen hatte, auf die tiefe-
ren Ursachen des Bürgerkrieges verwiesen. 
Als historische Ursachen der bewaffneten 
Auseinandersetzung wurden neben der Tradi-
tion von Diktatur und Autoritarismus die  
ökonomische Exklusion, Rassismus und die 
Unterwerfung und Ausschließung der indige-
nen Bevölkerung benannt. Daran hat sich seit 
dem Friedensschluss wenig geändert. 
Die sozialen Gegensätze bleiben eines der 
schwerwiegendsten Probleme Guatemalas (s. 
Tabelle 3). Die gesamtwirtschaftliche Stagna-
tion, die langanhaltende Krise im Kaffeesek-
tor, Erosion und Dürre haben die ländliche, 
indigene Armutsbevölkerung am stärksten 
betroffen. Besorgniserregend ist dabei vor 
allem der Anstieg der extremen Armut in den 
letzten Jahren. 
3,2% der landwirtschaftlichen Betriebe 
bewirtschaften 65,4% der landwirtschaftli-
chen Nutzfläche, 45,2% der Betriebe 3,2% 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche. In den 
nordwestlichen Regionen Guatemalas war die 
Entwicklung der vergangenen Jahrzehnte von 
drei Faktoren geprägt: dem steigenden Be-
völkerungsdruck, der Erosion, und der Ab-
nahme der landwirtschaftlichen Nutzfläche. 
Dies führte zu einer Verkleinerung der Par-
zellen und damit zu einer stetigen Ver-
schlechterung der Subsistenzbedingungen. 
Mit der Krise im Kaffeesektor und der Ab-
nahme der Nachfrage nach Saisonarbeitskräf-
ten führte dies zu einer Prekarisierung der 
Lebensbedingungen in weiten Landesteilen. 
Den einzigen Ausweg sahen viele nur noch in 
der Abwanderung in die USA. Ganze Famili-
en und Dörfer hängen inzwischen am Tropf 
der Rücküberweisungen aus den USA – ge-
mäß einer aktuellen Studie der Interamerika-
nischen Entwicklungsbank (November 2003) 
sind inzwischen 23% der Erwachsenen in 
Zentralamerika Empfänger von remesas. 
Um die soziale Explosion in den ärmsten 
Regionen Guatemalas zu verhindern und um 
der Stärkung der lokalen Repressionsstruktu-
ren entgegenzutreten (der FRG stellt immer-
hin 114 Bürgermeister), braucht es mehr als 
das Versprechen steigender Investitionen. 
Nach Ablauf der „Gnadenfrist“ von 90 Tagen 
wird sich abzeichnen, ob der Hase (El Conejo 
ist der Spitzname von Berger) eine klare Li-
nie verfolgt oder nur Haken schlägt. 
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Tabelle 3: Soziale Indikatoren für Guatemala 
 2000 2002 
Morde 2.898 3.689 
Homizidrate (x 100.000 EW) 25,2 30,3 
Armut (in % der Bev.) 56,1 57% 
Stadt 27,1 28,1 
Land 74,5 72,2 
indígenas 76,0 71,9 
Nicht-indígenas 41,4 44,0 
Extreme Armut (in % der Bev.) 15,7 21,5 
Stadt 2,8 4,9 
Land 23,8 31,1 
indígenas 26,4 30,8 
Nicht-indígenas 7,7 12,9 
Quelle: Programa de Naciones Unidas para el desarollo (PNUD) – Guatemala: Informe Nacional de Desarollo 
Humano 2003: Una agenda para el desarollo humano, S. 225-228. 
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Form des gesellschaftlichen Umgangs mit Diktaturen und Bürgerkriegen. Die bislang in der 
wissenschaftlichen Auseinandersetzung nur unzureichend beachtete guatemaltekische Erfah-
rung ist Gegenstand dieser Analyse, die die Bedeutung der institutionalisierten Wahrheitsfin-
dung für Individuen, comunidades, Regionen und die (imaginierte) Nation aufspürt. Im Zentrum 
steht die Frage, wie sich der guatemaltekische Aufarbeitungsprozess auf das Geschichtsbe-
wusstsein, das sowohl in der Alltagskommunikation als auch durch spezialisierte Träger der 
kulturellen Erinnerung gebildet wird, ausgewirkt hat. Während das kirchliche „Projekt zur Wie-
deraneignung der historischen Erinnerung“ einen sozialen Raum zur gemeinschaftlichen Bear-
beitung des Erlittenen schuf, lag die Bedeutung der offiziellen „Kommission zur historischen 
Aufklärung“ in der Einflussnahme auf die staatliche Vergangenheitspolitik und in der Erarbei-
tung einer offiziellen Geschichtsschreibung: Mit ihrem Abschlussbericht wurde ein historisches 
Narrativ vorgelegt, das das Projekt einer multikulturellen Nation historiographisch untermauert. 
Anika Oettler öffnet mit ihrem Buch eine Perspektive auf die Institution der Wahrheitskommis-
sion, die über das guatemaltekische Beispiel hinausweist und sowohl Mythen über deren Wir-
kungsweise dekonstruiert als auch ihr spezifisches Potential aufzeigt.  
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Während der späten 1970er Jahre wurden in Argentinien Tausende von Menschen entführt, 
gefoltert und ermordet. Das bisher furchtbarste und folgenreichste Militärregime des Landes 
rechtfertigte diese terroristischen Methoden mit der Notwendigkeit, „christliche Moral und 
nationale Sicherheit“ wiederherzustellen. Im Krieg gegen Oppositionelle verloren rechtliche 
Normen und Standards jede Gültigkeit, das Vorgehen der Militärs sollte in eine „Wolke des 
Schweigens“ gehüllt werden. Nach dem endgültigen Kollaps der Militärdiktatur 1983 spricht 
man im Land von der größten und grausamsten Tragödie argentinischer Geschichte. 
Die Studie analysiert den politisch-justiziellen Umgang der Regierungen Alfonsín (1983-1989) 
und Menem (1989-1999) mit den Hinterlassenschaften der jüngsten argentinischen Diktatur. 
Sie stellt die Vergangenheitspolitik beider Präsidentschaften gegenüber und fasst dabei be-
sonders die langfristigen Veränderungen und Kontinuitätslinien ins Auge. Das Interesse gilt 
den spezifischen Rahmenbedingungen, die bestimmte Maßnahmen der Aufklärung, Strafver-
folgung und Wiedergutmachung ermöglichten, und den institutionellen, gesellschaftlichen und 
politischen Faktoren, die deren Durchsetzung behinderten. Darüber hinaus wird der Frage 
nachgegangen, welche Bedeutung den vergangenheitspolitischen Entscheidungen beider Re-
gierungen für die Konsolidierung der argentinischen Demokratie zukam. 
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